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Problemstellung und Vorgehensweise 
 

A. Problemstellung 
 
 
Die vorliegende Arbeit hat einen Vergleich der Gemeindestruktur im kreisange
hörigen Raum zum Gegenstand, dargestellt am Beispiel der fünf Verbandsge
meinden des Landkreises Vulkaneifel (Rheinland Pfalz) und fünf ausgewählter 
Gemeinden im Kreis Euskirchen (Nordrhein Westfalen). 
Die beiden aneinander grenzenden Regionen gehörten historisch zur preußischen 
Rheinprovinz und wurden erst nach dem Zweiten Weltkrieg verschiedenen 
Bundesländern zugeordnet. Auch heute noch weisen die beiden benachbarten 
Kreise  wie zu zeigen sein wird  in ihren geographischen, ökonomischen und 
sozialen Merkmalen viele Ähnlichkeiten auf. Gravierende Unterschiede zeigen 
sie bei den kommunalen Verwaltungsstrukturen. Der Kreis Euskirchen im Land 
Nordrhein Westfalen besteht seit den tief greifenden Verwaltungs  und Gebiets
reformen in den 1960er/70er Jahren aus elf Einheitsgemeinden und weist somit 
eine zweistufige kommunale Gliederung auf. Hingegen hat sich im Landkreis 
Vulkaneifel  wie generell in den ländlichen Gebieten von Rheinland Pfalz  
auch nach den Reformen eine dreistufige kommunale Gliederung mit Kreis, 
Verbandsgemeinde und Ortsgemeinde erhalten.  
Eine seit Jahren kritische Situation der Kommunalfinanzen, die sich auch in 
Rheinland Pfalz durch einen dauerhaft negativen Finanzierungssaldo und eine 
hohe Pro Kopf Verschuldung ausdrückt, führt in allen Bundesländern zur 
erneuten Diskussion und teilweise zur Umsetzung weiterer Verwaltungsrefor
men. Rheinland Pfalz strebt nach einer Reform der Mittelinstanz im Jahr 2000 
auch eine Reform der kommunalen Verwaltungsstrukturen an. Die Zielvorgaben 
und konkreten Maßnahmen ergeben sich aus dem Ersten und Zweiten Landesge
setz zur Kommunal  und Verwaltungsreform vom 28. September 2010.1 Die 
Reform lässt dabei die Dreiteilung der kommunalen Aufgabenerfüllung durch 
Kreis, Verbands  und Ortsgemeinde in Rheinland Pfalz ausdrücklich unberührt. 
In Nordrhein Westfalen wurde die dreistufige kommunale Gliederung vor 
40 Jahren abgeschafft. Eine Rückentwicklung steht weder im Kreis Euskirchen 
noch sonst in Nordrhein Westfalen zur Debatte. Trotz ähnlicher Voraussetzungen 
wird im Landkreis Vulkaneifel wie auch sonst in Rheinland Pfalz mit Hinweis 

                                              
1 Erstes Landesgesetz zur Kommunal- und Verwaltungsreform vom 28. September 2010 (GVBl. 

RLP S. 272 ff.), Zweites Landesgesetz zur Kommunal- und Verwaltungsreform vom 28. Sep-
tember 2010 (GVBl. RLP S. 280 ff.). 
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auf die bedeutende Stellung der Ortsgemeinden, die die ehrenamtliche, das heißt 
eine vermeintlich kostengünstigere, Aufgabenerfüllung und Bürgernähe sicher
stelle, an der dreistufigen kommunalen Gliederung festgehalten. 
Die Arbeit wird hinterfragen, welche finanzwirtschaftlichen und weiteren Effekte 
bei einer Reform der Verbandsgemeinden im Landkreis Vulkaneifel hin zu 
Einheitsgemeinden zu erwarten sind. Dazu sollen  ausgehend von den Haus
haltsdaten der untersuchten Gemeinden  Finanzkennzahlen ermittelt und 
ausgewertet werden, um so die Wirtschaftlichkeit und Leistungsfähigkeit der 
beiden Verwaltungsstrukturen detailliert zu vergleichen. Experteninterviews mit 
Vertretern der Gemeinden im Untersuchungsraum sollen Erkenntnisse über 
weitere Auswirkungen der Gemeindestruktur und ihrer möglichen Veränderung 
liefern. Zudem sind Handlungsempfehlungen im Kontext mit den aktuellen 
Reformmaßnahmen in Rheinland Pfalz abzuleiten. 
 
 

B. Aufbau der Arbeit 
 
Im Ersten Kapitel wird zunächst eine Einordnung der Fragestellung in die volks
wirtschaftliche Theorie vorgenommen. Mit der Beschreibung der veränderten 
Rahmenbedingungen und der kommunalen Reformdebatten wird ein einführen
der Überblick zur aktuellen Situation und Diskussion gegeben. Vertiefend wird 
danach auf die Verwaltungsstruktur und Aufgabenverteilung in Rheinland Pfalz 
und Nordrhein Westfalen eingegangen, um das Leistungsspektrum der Institutio
nen in den Vergleichsräumen zu definieren. Zudem wird die historische Verwal
tungsentwicklung der beiden Länder betrachtet, um Rückschlüsse aus vergange
nen Reformen ableiten zu können. 
Im Zweiten Kapitel werden der Landkreis Vulkaneifel und der Kreis Euskirchen 
einer genaueren Raumbeschreibung unterzogen, um die Verwaltungsstrukturen 
in den Untersuchungsräumen zu vergleichen und vorhandene räumliche Gemein
samkeiten, aber auch Differenzen aufzudecken. Auf dieser Grundlage werden Er
wartungen für die Untersuchung abgeleitet, bevor Nettoausgaben , Personal  und 
weitere Kennzahlenvergleiche durchgeführt werden. Hierzu werden geeignete 
Teilbereiche des kommunalen Aufgabenspektrums wie etwa Finanzmanagement/ 
Rechnungswesen oder Gemeindestraßen/Straßenreinigung für einen detaillierten 
Vergleich ausgewählt. 
Das Dritte Kapitel wird nach der vorangegangenen quantitativen Analyse ver
stärkt qualitative Aspekte beleuchten. Hierzu wurden Expertengespräche mit 
Vertretern der Verwaltungen im Untersuchungsraum geführt, die neben einer 
Bewertung der Ergebnisse aus dem Zweiten Kapitel vor allem einen Vergleich 


